
automatisch im Interesse der westlichen In­
dustrienationen lägen. Beispielsweise könn­
te der Gedanke, die Biannualisierung, also 
den Zwei-Jahre-Rhythmus für die Hauptver­
sammlungen, wie er sich in einigen Unteror­
ganen und Sonderorganisationen bewährt 
hat, generell auf all diese Einrichtungen zu 
übertragen, durchaus zweischneidig sein. 
Denn wenn etwa die bisher jährlich tagende 
Menschenrechtskommission nur noch alle 
zwei Jahre tagen würde, dann würde damit 
der von ihr ausgehende Druck zur Einhaltung 
von Menschenrechten beziehungsweise ge­
gen deren Verletzung quasi halbiert. 
Die UN-Sonderorganisationen und anderen 
Einrichtungen haben ihrerseits bisher — sei 
es aus Unsicherheit, sei es aus Sorge um die 
jeweils eigene Hausmacht — noch keine 
spektakulären Beiträge zur Reformdiskus­
sion geleistet. Eine erfreuliche Ausnahme bil­
den die Diskussionen innerhalb der Wirt­
schaftskommission für Europa (ECE), die auf 
ihrer diesjährigen Jahrestagung einen um­
fangreichen Bericht vorgelegt hat. Erfreulich 
ist insbesondere, daß sich in dieser einzigen 
west-östlich ausgerichteten Kommission die 
Gruppe der sozialistischen Staaten — ganz 
im Gegensatz zu früher gängigen Verhaltens­
weisen innerhalb der ECE — unter Führung 
der Sowjetunion aktiv und konstruktiv an der 
Reformdiskussion beteiligt hat. 
V. Alleiniges Ziel des durch die letzte Gene­
ralversammlung eingeleiteten Reformpro­
zesses kann nur sein, die Möglichkeiten des 
UN-Systems zur Lösung der ihm sich stellen­
den politischen Probleme zu verbessern. Der 
Prozeß ist insgesamt nur langsam in Gang 
gekommen und hat bisher noch keine festen 
Konturen gewonnen. In der für ihn derzeit 
entscheidenden Sonderkommission des 
ECOSOC wird eine konkrete Sachdebatte 
mit konkreten Ergebnissen vermutlich erst im 
kommenden Jahr in Gang kommen. Zwei 
Gefahren scheinen bisher noch nicht ge­
bannt: die Gefahr, daß ein Kompromiß zu­
standekommt, durch den der Mechanismus 
kaum wesentlich verbessert und damit 
gleichzeitig auf lange Zeit eine Chance ver­
tan wird, eine wirkliche Besserung zu errei­
chen, oder aber die Gefahr, daß sich die 
Reformdiskussion in Ausschüssen und Kom­
missionen immer weiter verschleppt — um 
schließlich ohne greifbares Ergebnis zu ver­
sickern. 
Die entscheidende Phase dürfte die von jetzt 
an bis Ende 1988 sein. An der Arbeit der 
Kommission und vor allem an der anschlie­
ßenden Debatte in der 43. Generalversamm­
lung im Herbst 1988 wird man ablesen kön­
nen, ob die in den Vereinten Nationen orga­
nisierte Staatengemeinschaft das Interesse, 
den Willen und die Durchsetzungskraft hat, 
das UN-System so zu reformieren, daß mit 
ihm wesentlich dazu beigetragen werden 
kann, die globalen Probleme über nationale 
Interessen hinaus global zu lösen, oder ob 
die Staatengemeinschaft das UN-System 
vorwiegend oder ausschließlich als Treff­
punkt und argumentatorischen Umschlag­
platz zur Vertretung eigener nationaler Inter­
essen versteht. Sicher nicht ausschließlich, 
aber in hohem, wenn nicht in entscheiden­
dem Maße wird ein Erfolg der Reformbestre­
bungen von dem politischen Interesse und 
Willen der Großmächte, allen voran der Ver­

einigten Staaten, abhängen. Unter den UN-
Mitgliedern mittlerer Größe nimmt die Bun­
desrepublik Deutschland ein bemerkenswert 
aktives Interesse an der Entwicklung des Re­
formprozesses, wie es nicht zuletzt dadurch 
zum Ausdruck kommt, daß sie erneut für eine 
(1988 beginnende) dreijährige Mitgliedschaft 
in dem für die globale Steuerung und für die 
Reform des UN-Systems besonders wichti­
gen CPC kandidiert. Hans Arnold • 

Wirtschaft und Entwicklung 

UNIDO: Erstes Jahr als Sonderorganisation — Fi­
nanzierungsschwierigkeiten — Personalabbau — 
Förderung der Privatwirtschaft (30) 
(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1986 S.106ff. fort.) 

Kritische Finanzlage 
Gleich im ersten Jahr nach ihrer Umwand­
lung in eine selbständige Organisation des 
UN-Systems ist die in Wien ansässige Orga­
nisation der Vereinten Nationen für industri­
elle Entwicklung (UNIDO) unverschuldet in 
eine schwere Finanz- und Liquiditätskrise 
geraten. Im laufenden Zweijahreshaushalt 
1986/87 (Nettovolumen 112,7 Mill US-Dollar) 
besteht zur Zeit eine Finanzlücke von circa 
54 Mill Dollar: 
• Auf Grund des Verfalls des Dollars im Ver­
hältnis zum österreichischen Schilling wies 
die UNIDO bereits Ende 1986 Wechselkurs­
verluste in Höhe von 5 Mill Dollar aus. Bei 
dem gegenwärtigen Wechselkurs (durch­
schnittlich 1 US-Dollar =13 öS) sind bis 
Ende 1987 weitere währungsbedingte Verlu­
ste von etwa 15 Mill Dollar zu erwarten. 
• Die schlechte Zahlungsmoral vieler Mit­
gliedstaaten hat zu erheblichen Beitrags­
rückständen geführt. Die ausstehenden Mit­
gliedsbeiträge für die Jahre 1986 und 1987 
belaufen sich derzeit auf 34 Mill Dollar; allein 
die Vereinigten Staaten schulden der UNIDO 
noch 25 Mill Dollar. 
Zur Schließung der Finanzlücke hat die UNI­
DO — nach entsprechenden Beschlüssen 
ihrer Aufsichtsorgane — folgende Notmaß­
nahmen ergriffen: 
— Einsparungen im laufenden Haushalt in 

Höhe von rund 14 Mill Dollar; 
— Erhöhung des Betriebsmittelfonds von 6 

auf 9 Mill Dollar; 
— Verlängerung der Laufzeit des Starthilfe­

darlehens der Vereinten Nationen (16 Mill 
Dollar) vorerst bis Ende 1987. 

Eventuelle weitere Verluste sollen durch ei­
nen Nachtragshaushalt 1986/87 aufgefan­
gen werden; nach bisherigen Schätzungen 
sind hierfür etwa 4 Mill Dollar erforderlich. 
Der Dollarverfall hat auch im Programmhaus­
halt der UNIDO zu erheblichen Minderein­
nahmen geführt. Bei gleichbleibendem 
Wechselkurs ist die UNIDO gezwungen, für 
den erforderlichen Budgetausgleich mittel­
fristig 111 der 398 im operativen Budget 
1986/87 bewilligten Stellen abzubauen. Der 
vom Sekretariat geplante Personalabbau soll 
im wesentlichen durch Streichung frei wer­
dender Stellen (natürliche Abgänge) erreicht 
werden. Darüber hinaus wird derzeit ver­
sucht, ältere Mitarbeiter zum vorzeitigen 

Ausscheiden aus der UNIDO zu bewegen; 
mit etwa 30 Angehörigen des höheren 
Dienstes wurde bereits eine entsprechende 
Abfindungsvereinbarung erreicht. 
Die Debatte über die finanzielle Zukunft der 
Organisation wird auf der 2. Generalkonfe­
renz vom 9. bis 13. November 1987 in Bang­
kok fortgesetzt. Die 148 Mitgliedstaaten wer­
den dabei zu entscheiden haben über einen 
Nachtragshaushalt für die Haushaltsjahre 
1986/87 (etwa 4 Mill Dollar), den Haushalt 
1988/89 (nominal rund 150 Mill Dollar) sowie 
über ein auf einem Währungs-Splitting beru­
hendes Beitragssystem (Split-Currency As­
sessment System; Basis wahrscheinlich 
77vHöS-, 23 vH US-Dollar-Anteil), das 
— nach dem Vorbild der Internationalen 
Atomenergie-Organisation — für künftige 
Haushalte die Gefahr einer Wiederholung der 
Finanzkrise wegen der Auswirkung von 
Wechselkursschwankungen vermindern 
soll. 
Programme und Projekte 
Trotz der Finanzprobleme ist es der UNIDO 
im Jahre 1986 gelungen, die Durchführung 
von Maßnahmen der Technischen Zusam­
menarbeit von 94,5 Mill (1985) auf 99,6 Mill 
Dollar zu steigern; die Mittel hierfür wurden 
zu 74 vH vom Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen und zu 26 vH von der 
UNIDO selbst aufgebracht. Die Gesamtinve­
stitionen für die von der UNIDO geförderten 
Industrievorhaben in der Dritten Welt werden 
im Jahresbericht 1986 mit 265,3 Mill Dollar 
angegeben. 
Angesichts der erforderlichen Einsparungen 
bei Personal- und Sachaufwendungen er­
scheint es zumindest fraglich, ob die UNIDO 
die von ihr geplante weitere Steigerung des 
Mittelvolumens im Jahre 1987 (105 Mill Dol­
lar) und für den Zweijahreshaushalt 1988/89 
(211 Mill Dollar) verwirklichen kann. Die stei­
genden Verwaltungskosten der Organisa­
tion, die mit 31,3 Mill Dollar im Jahre 1986 
inzwischen 31,4 vH des Projektvolumens 
ausmachen, erscheinen bedenklich. 
Weder die Neuordnung der Aufbau- und Ab­
lauforganisation (mit einer stärkeren Länder­
orientierung) noch die neuen Überlegungen 
und Ansätze der UNIDO zur industriellen Ent­
wicklung der Staaten der Dritten Welt haben 
1986 zu wesentlichen Veränderungen der 
UNIDO-Aktivitäten geführt. Nach wie vor 
liegt ihr regionaler Schwerpunkt in Asien 
(37,2 vH), gefolgt von Afrika (35,9 vH) und 
Lateinamerika (10,6 vH). Auch die sektoralen 
Schwerpunkte blieben im großen und gan­
zen unverändert. Danach liegt die chemische 
Industrie mit 24,9 vH vor dem Maschinenbau 
(14,6 vH) und der Förderung des institutio­
nellen Infrastruktur (12,9 vH) weiter in Füh­
rung; ein leichter Anstieg der Agro-Industrien 
von 8,8 auf 9,9 vH ist zu vermerken. 

Neue Geschäftspolitik 
Mit der geplanten Neuorientierung der Ge­
schäftspolitik der UNIDO, über die auf der 
2. Generalkonferenz abschließend entschie­
den werden soll, strebt Generaldirektor Do­
mingo L. Siazon auch eine stärkere Förde­
rung privatwirtschaftlicher Tendenzen und 
der regionalen Zusammenarbeit in den Ent­
wicklungsländern an. Dabei sollen die bes­
sere Nutzung, Rehabilitation und Moderni-
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sierung bestehender Industrieanlagen, der 
Bereich der Instandhaltung sowie die Förde­
rung von Klein- und Mittelbetrieben eine zen­
trale Aufgabe der UNIDO werden. 
Ausgangspunkt dieser Überlegungen ist die 
bekannte Feststellung, daß die Produktivität 
von Industrieprojekten in der Dritten Welt 
trotz mancher Standortvorteile — auch bei 
gleicher Technologie — weit unter der Pro­
duktivität von Anlagen der Industrieländer 
liegt. Die UNIDO will unter anderem die Ent­
wicklungsländer bei ihren Bemühungen un­
terstützen, die Ursachen unzureichender Ka­
pazitätsauslastungen, die auf endogenen 
Faktoren beruhen, zu beseitigen. Ob es ihr 
gelingt, eine merkliche Verbesserung der in 
vielen Entwicklungsländern vorherrschen­
den unzureichenden Rahmenbedingungen 
herbeizuführen, muß angesichts der gegen­
wärtigen finanziellen und personellen Mög­
lichkeiten der Organisation eher skeptisch 
beurteilt werden. 
Mehr als zuvor erscheint daher die Setzung 
von Prioritäten für die Geschäftspolitik der 
neuen UNIDO erforderlich. 

Manfred Hentz • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Erste Weltdrogenkonferenz der Vereinten Natio­
nen: Zusammenarbeit von Anbau-, Transit- und 
Verbraucherländern gefestigt — Gemeinschaftli­
che Verantwortung — Aktionsprogramm (31) 
(Vgl. auch Rita Süssmuth, Weltweite Zusam­
menarbeit bei der Drogenbekämpfung. Welt­
drogenkonferenz und internationale Drogen­
bekämpfungsstrategie aus der Sicht der 
Bundesrepublik Deutschland, VN 3/1987 
S.81ff.) 
Zehn Tage lang, vom 17. bis zum 26. Juni 
1987, war das neue -Austria Centre- in der 
Donaumetropole Schauplatz der ersten 
Weltdrogenkonferenz der Vereinten Natio­
nen. Unter dem Motto >Ja zum Leben — Nein 
zu Drogen< waren Delegationen aus 138 
Staaten nach Wien gereist, um auf der Inter­
nationalen Konferenz über Suchtstoffmiß­
brauch und illegalen Drogenhandel (Interna­
tional Conference on Drug Abuse and Illicit 
Trafficking, ICDAIT) eine »neue Strategie der 
Drogenbekämpfung bis zum Jahre 2000« zu 
verabschieden. 
Doch ein handfester Streit hinter den Kulis­
sen verzögerte den Konferenzbeginn um 
mehr als eine Stunde: Sowohl Malaysias Pre­
mierminister Mahathir Mohamad als auch 
Boliviens Außenminister Guillermo Bedregal-
Gutierrez beharrten auf ihrer Kandidatur für 
das Amt des Präsidenten der Weltdrogen­
konferenz. Keine Delegation wollte jedoch 
die mit dem Ziel einer besseren internationa­
len Zusammenarbeit einberufene Tagung mit 
einer Kampfabstimmung beginnen. Wäh­
rend die Ministerinnen und Minister aus aller 
Welt Zeit zum gegenseitigen Kennenlernen 
gewannen, gelang es schließlich dem zur Er­
öffnung anwesenden Generalsekretär der 
Vereinten Nationen, Javier Perez de Cuellar, 
die lateinamerikanische Gruppe zum Einlen­
ken zu bewegen. Daraufhin wurde der Pre­
mierminister Malaysias per Akklamation zum 
Präsidenten gewählt, während der boliviani­

sche Außenminister den Vorsitz im Haupt­
ausschuß erhielt. 
Die Hintergründe 
Nichts hätte die derzeitige Weltsituation des 
Drogenproblems besser charakterisieren 
können als dieser Streit um die Präsident­
schaft. Für die ostasiatischen Transitstaaten 
des Heroins und die lateinamerikanischen 
Herkunftsländer des Cocains hat das Dro­
genproblem derzeit einen hohen innen- und 
außenpolitischen Stellenwert. Schuld sind 
die enormen Produktionssteigerungen bei 
Heroin, Cocain und Cannabis, die seit Be­
ginn der achtziger Jahre von den Märkten 
der westlichen Konsumländer nicht mehr 
aufgenommen werden können; Aufklärung 
und repressive Maßnahmen wirkten vor al­
lem in Westeuropa zusätzlich drosselnd. Als 
Folge davon fand das illegale Heroin seine 
Märkte immer stärker in den Erzeugerländern 
und den umliegenden Transitländern selbst. 
In Pakistan beispielsweise, wo es 1979 fast 
keine Drogenabhängigen gab, wird ihre Zahl 
heute (bei einer Gesamtbevölkerung von 
96,2 Millionen) auf über 1 Million geschätzt; 
Malaysia nennt 500 000 Drogenkonsumen­
ten bei einer Gesamtbevölkerung von 
15,6 Millionen. In Lateinamerika hat sich die 
illegale Cocainproduktion seit 1980 schät­
zungsweiseverzehnfacht. Die immensen ille­
galen Drogengewinne und die Gewalt der 
Drogenhändler untergraben in einigen Staa­
ten nicht nur die Wirtschaft, sondern auch 
wichtige öffentliche Institutionen wie die 
Rechtspflege und die Meinungsfreiheit (und 
damit das Staatsgefüge selbst). Seit 1984 
wurden allein in Kolumbien 59 Richter und 
26 Journalisten im Auftrag der Drogen-Mafia 
ermordet. 
Den Anstoß zu der Weltdrogenkonferenz ga­
ben somit diese neuen Dimensionen des 
Drogenproblems seit Beginn dieses Jahr­
zehnts. Dadurch wurde die Tagung in beson­
derem Maße zu einem Forum der Entwick­
lungsländer. Deren zum Teil nachdrückliche 
Appelle an die Verantwortung der entwickel­
ten Länder durchzogen wie ein roter Faden 
alle Debatten der Konferenz. Zugleich wurde 
das etablierte Drogenkontrollsystem der Ver­
einten Nationen auf den Prüfstand gestellt, 
das auf die sogenannte Opiumkonferenz von 
Schanghai im Jahre 1909 zurückgeht und die 
internationale Zusammenarbeit im Drogen­
bereich auf der Basis der internationalen 
Suchtstoff-Übereinkommen regelt. 
Die Konferenz 
Das Konferenzgeschehen spielte sich für die 
Regierungsdelegationen in der Plenarver-
sammlung, im Hauptausschuß sowie in ver­
schiedenen Arbeitsgruppen ab. An den Sit­
zungen der Regierungsdelegationen nah­
men auch nichtstaatliche Organisationen mit 
Konsultativstatus beim Wirtschafts- und So­
zialrat als Beobachter teil. Sie bildeten je­
doch im übrigen ein eigenes Forum, das in 
getrennten Plenarsitzungen und Arbeits­
gruppen tagte. An diesen Veranstaltungen 
nahmen auch 12 Vertreter aus der Bundes­
republik Deutschland teil, die unter anderem 
den Deutschen Frauenrat, den Deutschen 
Juristenbund, den Bundesgrenzschutzver­
band sowie die Deutsche Hauptstelle gegen 
die Suchtgefahren als Dachorganisation der 

Wohlfahrtsverbände für den Suchtbereich 
repräsentierten. 
Nach der feierlichen Konferenzeröffnung 
durch den UN-Generalsekretär begannen 
die über sieben Tage andauernden Anspra­
chen der Delegationsleiter. Die Redezeit war 
auf sieben Minuten beschränkt. Aufsehen er­
regte daher der als erster Regierungsvertre­
ter sprechende Justizminister der Vereinig­
ten Staaten, Edwin Meese, weil er für seine 
Ausführungen 23 Minuten benötigte. An 
fünfter Stelle sprach Bundesministerin Rita 
Süssmuth. Sie wies auf die notwendige Ver­
knüpfung der Drogenpolitik mit einer soliden 
Jugend-, Familien- und Sozialpolitik hin, 
sprach sich für eine noch intensivere interna­
tionale Zusammenarbeit aus und sicherte die 
fortbestehende Unterstützung der Bundes­
regierung für die Anbau- und Transitländer in 
ihrem Kampf gegen illegale Drogen zu. 
Dominierende Themen der meisten Anspra­
chen waren: verstärkte internationale Zu­
sammenarbeit; repressive Maßnahmen (wie 
Strafverschärfung für und Auslieferung von 
Drogenhändlern); Nachfrage-Reduzierung; 
soziale und wirtschaftliche Hilfe für Drogen­
anbau- und Transitländer in der Dritten Welt; 
Aktivitäten des Suchtstoffkontrollfonds der 
Vereinten Nationen (UNFDAC); Aufklärung 
und Hilfe für die von Drogenabhängigkeit Be­
troffenen oder Bedrohten unter Einschluß 
von Maßnahmen gegen die Verbreitung von 
AIDS sowie die beschleunigte Fertigstellung 
und Unterzeichnung der neuen Konvention 
gegen den illegalen Drogenverkehr. 
Einige Staaten gaben neue Initiativen im Dro­
genbereich bekannt. Als sensationell kann 
die Ankündigung des stellvertretenden Ge­
sundheitsministers der UdSSR gelten, daß 
die Sowjetunion künftig die Aktivitäten des 
UNFDAC durch Sachspenden und Dienstlei­
stungen sowjetischer Experten unterstützen 
werde. Mehrere andere Länder kündigten 
zusätzliche Finanzbeiträge für den UNFDAC 
in Millionenhöhe an. Der UNFDAC plant und 
finanziert insbesondere in den Drogenher­
kunftsländern Projekte, um den illegalen 
Drogenanbau durch andere landwirtschaftli­
che oder sonstige Erwerbsquellen zu erset­
zen. 
Einige Redner benutzten die Generaldebatte 
auch zur politischen Konfrontation. So be­
schuldigte Libyen »bestimmte transnationale 
Unternehmen«, aus Profitgründen gefährli­
che Drogen statt der wirklich benötigten Arz­
neimittel zu produzieren. Der Vertreter des 
Panafrikanischen Kongresses von Azania 
(PAC) beschuldigte die südafrikanische Re­
gierung, Drogen im Rahmen ihrer »diaboli­
schen Politik der Apartheid« bei Verhören 
von Gefangenen einzusetzen, wofür Südafri­
ka schärfstens verurteilt werden müsse. Der 
stellvertretende Gesundheitsminister der 
Ukraine begrüßte »die entschlossenen Maß­
nahmen einer Reihe lateinamerikanischer 
Länder«; der Kampf gegen den Drogenmiß­
brauch dürfe freilich nicht als Vorwand für 
eine Einmischung in die inneren Angelegen­
heiten von Staaten mißbraucht werden. 

Das umfassende Maßnahmenkonzept 
Parallel zu den geschliffenen Ansprachen der 
Minister im Plenum fand im Hauptausschuß 
die lebhafte Erörterung des Multidisziplinä-
ren Aktionsprogramms (Comprehensive 
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